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Heinz Tännler ist Finanzdirektor von Zug, jenem Kanton mit den tiefsten Gewinnsteuern der Schweiz. Foto: Aiexoodro Wey (Keystone)

Neue Schlupflöcher? «Eben nicht!»
Internationale Mindeststeuer für Unternehmen Der Zuger Finanzdirektor Heinz Tännler hat bereits Ideen,
wie man einen Steuersatz von 15 Prozent kompensieren könnte - inklusive neuen Steuergesetzes.
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Christian Zürcher

Herr Tännler, künftig soll für
alle Firmen ein Gewinnsteuer-
satz von 15 Prozent gelten.
Ist das goldene Zeitalter der
Steueroasen vorbei?
Erst einmal möchte ich die
Schweiz und Zug bewusst von
Orten wie Delaware oder den
Bermudas abheben. Wir halten
uns an internationale Standards,
Steueroase ist darum der falsche
Ausdruck. Zum Beschluss der
G-7: Es gibt nun eine weltweite
Harmonisierung, das stimmt,
doch Steuern sind längst nicht
mehr der einzige Standortfaktor.
Es gibt auch die Aspekte Infra-
struktur, Fachkräfte, Rechts-
sicherheit. Das bieten wir.

Zug hat mit 11,91 Prozent
die tiefste Gewinnsteuer der
Schweiz. Wie nahmen Sie als
Zuger Finanzdirektor
den G-7-Entscheid auf?
Das hat sich seit Jahren ange-
bahnt, ich habe damit gerechnet.
Wir sind darum in Zug auch
schon länger im Gespräch mit
unseren Firmen. Von daher: Ich
bin ernsthaft gelassen. Das haut
mich nicht aus den Socken.

Sie könnten nun mehr Steuern
einnehmen. Gleichzeitig
dürften Firmen wegziehen.
Welcher Effekt überwiegt?
Ich gehe nicht davon aus, dass
Unternehmen wegziehen, es
wird zu keinem Exodus kom-
men, mindestens kurz- und mit-
telfristig nicht. Denn wo haben
sie ähnliche Rahmenbedingun-
gen? Wohin würden sie gehen?
Es ist ja überall gleich. Das Risi-
ko besteht aber, in Anführungs-
und Schlusszeichen, dass wir
kurzfristig, in einer Übergangs-
zeit, mehr Steuern einnehmen.

Ein Risiko?
Schauen Sie, wir haben unsere
Hausaufgaben gemacht. Unser
Finanzhaushalt ist gesund, trotz
Corona. Es ist daher nicht not-
wendig, dass wir mehr Steuer-
substrat abholen.

Sie haben mit Ihren Zuger
Firmen gesprochen.
Was beschäftigt diese?
Die Gespräche zeigen drei Sa-
chen. Erstens, die internationa-
len Firmen antizipieren diesen
Mindestzinssatz schon länger,
wissen aber noch nicht, wohin
die Reise führt. Zweitens stelle
ich fest, dass keine Hysterie vor-
liegt. Der Kanton Zug hat in der
Vergangenheit immer gezeigt,
dass die Firmen mit der Rechts-
sicherheit rechnen dürfen. Drit-
tens sind in diesen Gesprächen
auch Kompensationsmöglichkei-
ten ein Thema.

«Wir sind gut
beraten, nicht zu
opponieren und
zu kooperieren.»

Neue Schlupflöcher?
Eben nicht! Kompensationen
müssen international akzeptiert
sein. Sonst geht das nicht.

Sie sind gelassen, Economie-
suisse spricht von einer
«maximalen Heraus-
forderung». Wer hat recht?
Es kommt immer auf die Per-
spektive an. Wenn man sich wie
Economiesuisse auf die Seite der
Firmen stellt und vor allem dar-
auf schaut, wie man wieder kon-

kurrenzfähig wird, dann ist es
eine maximale Herausforderung:
Wie schaffe ich es, effektiv wie-
der auf 12, 13 Prozent runterzu-
kommen?

Das wären diese
Kompensationszahlungen.
Genau. Die Möglichkeiten rei-
chen von Subventionen für For-
schung und Entwicklung über
Patentboxen und Steuerentlas-
tungen für Mitarbeiter bis hin zu
einer Reduktion der Umweltab-
gaben und Lohnnebenkosten.
Das ist eine Diskussion, die zwi-
schen Bund und Kantonen ge-
führt werden muss. Dazu gibt es
bereits eine technische Arbeits-
gruppe. Eine politische werden
wir noch vor dem Sommer etab-
lieren. Ziel muss aber klar sein,
dass die internationalen Stan-
dards eingehalten werden.

Welche Möglichkeiten
existieren weiter?
Man kann sich auch überlegen,
ob man ein neues Konzern-
steuerrecht einführt und dort
die Handlungsspielräume aus-
lotet. Es gäbe dann zwei ver-
schiedene Steuerrechte. Eines
für nicht internationale Firmen,
das auf dem Obligationenrecht
basiert. Ein anderes für die
internationalen.

Was wären die Eckpfeiler?
Es wäre eine total neue Gesetz-
gebung. Punkt. Sicher wäre dar-
in der Mindeststeuersatz von
15 Prozent. Und auch die Kom-
pensationseffekte wären enthal-
ten. Aber das ist bis anhin ledig-
lich ein Gedanke von mir. Wir
müssen das nun mit dem Bund
prüfen.

Kompensationseffekte klingen
nach Sonderbehandlung.
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Eben nicht. Die regionalen Fir-
men mit tieferen Umsätzen dürf-
ten weiterhin mit 12 Prozent be-
steuert werden. Es geht bei die-
sem Mindeststeuersatz um die
internationalen Unternehmen
mit Umsätzen über 750 Millio-
nen Euro. Der Gipser oder Metz-
ger hätte also sicher keine Mühe
damit.

Der Faktor Zeit wird eine Rolle
spielen. Wann greift die neue
Regelung?
Die G-20 wird das wohl abseg-
nen. In den USA muss es durch
den Kongress, wird es wohl auch.
Wir Kantone beginnen mit unse-
ren Arbeiten bereits jetzt. Wir
sind gut beraten, nicht zu oppo-
nieren und zu kooperieren. Ich
gehe von einer Übergangsfrist
von zwei Jahren aus. Darum
muss das neue Regime bald ste-
hen. Allerdings ist eine Gesetzes-
anpassung nicht so einfach. Es
könnte auch zu einem Referen-
dum und einer Volksabstim-
mung kommen. Mit einer Verzö-
gerung hätten die Firmen eine
Rechtsunsicherheit und wir ein
Problem. Das wird eine Heraus-
forderung.

Neben dem Mindeststeuersatz
gibt es international ebenfalls
das Bestreben, dass künftig
dort Steuern anfallen, wo
effektiv konsumiert wird.
Das würde Zug und die Schweiz
empfindlich treffen. Wann
kommt hier ein Beschluss?
Das wird dauern. Bei dieser The-
matik bin ich mir dann nicht so
sicher, ob die sieben Minister der
G-7 einmal wunderbar einig vor
einem Kongresszentrum posie-
ren, wie sie das jüngst getan ha-
ben. Ein derartiges Gesetz wür-
de die Amerikaner hart treffen,
aber auch die Deutschen mit der
Autoindustrie.

Zum Schluss: Welchen Kanton
in der Schweiz trifft
der Mindeststeuersatz
am heftigsten?
Ha, eine gute Frage! Alle jene, die
unter dem Steuersatz von 15 Pro-
zent sind, haben diese Heraus-
forderung. Besonders Zug, Nid-
walden, Basel-Stadt und auch
Schaffhausen mit seinen ameri-
kanischen Ablegern. Ich will aber
nicht mit dem Finger auf andere
Kantone zeigen. Wir sind beim
Kanton Zug schon lange im Ge-
schäft. Ich bin zuversichtlich. Ziel

ist es, mit geradem Rücken aus
der Reform herauszugehen.

Sind Sie schon mal mit
krummem Rücken
davongekommen?
Noch nie. (lacht)

Eine wegweisende Reform

Die Finanzminister der sieben
führenden Industrienationen
haben sich auf eine globale Min-
deststeuer geeinigt. Multinationale
Grosskonzerne sollen künftig
mindestens 15 Prozent ihrer
Gewinne als Steuern abführen
- und zwar in jedem Land, in dem
sie tätig sind.

Der Schritt soll der als unfair
angesehenen Verschiebung von
Gewinnen in Niedrigsteuerländer
wie Irland, Luxemburg oder auch
die Schweiz einen Riegel vorschie-
ben. Ferner sollen «die grössten
globalen Unternehmen», die eine
Gewinnmarge von mindestens
10 Prozent haben, künftig 20 Pro-
zent ihrer globalen Profite dort
versteuern, wo sie ihre Umsätze
erzielen. Als Nächstes müssen die
G-20-Staaten im Juli der Reform
zustimmen. (ali)


